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Die Corona-Pandemie dominiert 
auch die politische Agenda. Bereits 
die ersten beiden Wochen der Früh-
lingssession waren davon geprägt, 
inklusive vieler Fragen und Vorstösse 

von Parlamentsmitgliedern und mit 
der Unsicherheit, was da alles auf  uns 
zukommt. Mit der Absage der dritten 
Sessionswoche und den darauffol-
genden Kommissionssitzungen durch 
die Ratsbüros leerte sich dann meine 
Agenda auf  einen Schlag. Ungewohnt, 
aber bezüglich zeitlicher Belastung 
auch mit positiven Effekten verbun-
den. Der Haupteintrag in der Agenda 

heisst nun «Videokonferenz». Geplante 
Interviews führte ich zwischenzeit-
lich telefonisch oder schriftlich. Die 
Corona-Pandemie veränderte in den 
letzten Wochen den Alltag von vielen 
Menschen radikal. Auch wir Parla-
mentsmitglieder machen zum grossen 
Teil Teleheimarbeit, wie Homeoffice zu 
deutsch benannt wird. 

Während die geplanten politischen 
Geschäfte in den Kommissionen 
brachlagen, entschied der Bundesrat 
Woche für Woche per Notrecht auf  die 
Bewältigung der Krise. Zu Beginn 
der Pandemie war das zweifelsohne 
unumgänglich, weil schnell reagiert 
werden musste. Allerdings bin ich klar 
der Meinung, dass die Ausschaltung 
des Parlaments, der gesetzgebenden 
Behörde, zu lange dauerte und zu weit 
ging. In der SP regte sich früh Wider-
stand. Ein von der Fraktion in Auftrag 
gegebenes Rechtsgutachten kommt zum 
Fazit, dass der Abbruch der Session 
durch die Ratsbüros rechtlich heikel 
war, weil National- und Ständerat 
nicht mehr eingreifen konnten. Es 
sei auch fraglich, ob Ratsbüros und 
Verwaltungsdelegation den Kommissi-
onen Sitzungen verbieten können. Ein 
solch weitreichender Entscheid über 
die Handlungsfähigkeit des Parla-

mentes könne nicht von den Büros und 
der Verwaltungsdelegation getroffen 
werden.

Aus meiner Sicht braucht es dringend 
eine Klärung und Anpassung der 
rechtlichen Grundlagen, damit in 
kommenden ausserordentlichen Lagen 
die demokratischen Institutionen 
handlungsfähig bleiben – insbeson-
dere auch das Parlament mit seinen 
Kommissionen. Derart weitreichende 
Notverordnungen des Bundesrates 
müssen vom Parlament diskutiert und 
überprüft werden können – es geht um 
unsere verfassungsmässig verankerten 
Rechte! 

Kommissionssitzungen im Hotel 
und im Nationalratssaal
Nachdem dann endlich wieder Kom-
missionssitzungen angesetzt wurden, 
hatte ich nach Ostern die erste Sitzung 
der Wirtschaftskommission (WAK) in 
einem Saal des Hotels Bellevue in der 
Nähe des Bundeshauses in Bern. Für 
die 25 Mitglieder zählende Kommission 
des Nationalrates braucht es bei den 
geforderten Abstandsregeln entspre-
chend grosse Sitzungszimmer, da 
kommen im Bundeshaus nur wenige 
Räume in Frage. Mit dem geforderten 
Zweimeterabstand wurde die Distanz 

– zumindest räumlich – zu Kommissi-
onsmitgliedern aus andern Fraktionen 
grösser, und auch die eigene Delegation 
war nicht mehr nah. Die schnelle, leise 
Absprache zu einem Antrag war nicht 
mehr möglich. So begannen einige via 
WhatsApp-Chat zu kommunizieren. 
Ich nutze diese App aus Datenschutz-
gründen nicht, nun werde ich mich 
wohl mit alternativen, sichereren Apps 
auseinandersetzen müssen.

Die neue, distanzierte Sitzungsordnung 
schadete allerdings der Konsensfin-
dung bei bestimmten Themen nicht. So 
forderte die SP-Delegation mit Anträ-
gen in der WAK, zusammen mit andern 
Kommissionsmitgliedern, Verbesse-
rungen für von der Krise betroffene 
Menschen, die der Bundesrat nicht oder 
zu wenig berücksichtigt hatte. End-
lich erhalten auch von den Verboten 
indirekt betroffene Selbständige Ent-
schädigungen, wenn sie keine oder nur 
noch wenig Arbeit haben. So können 
Arbeitsplätze, Einkommen und Kauf-
kraft gesichert werden. An der zweiten 
WAK-Sitzung überwies die Kommis-
sionsmehrheit mit einem Vorstoss die 
von KMU und Mieterverband dringend 
benötigte Regelung für einen Mieterlass 
für jene, die ihr Geschäftslokal nicht 
nutzen dürfen. Das ist für die Existenz 

von vielen Betrieben entscheidend. 
Im Nationalratssaal hatte ich wäh-
rend der Corona-Pandemie unlängst 
die erste Sitzung einer Geschäftsprü-
fungs-Subkommission. Wir sassen 
weit auseinander, im Unterschied zum 
«Bellevue»-Saal gab es aber keine 
Mikrofone auf  den Pulten. Bei jeder 
Wortmeldung musste man wie bei den 
Debatten im Nationalrat ans Red-
nerpult. Anschliessend desinfizierten 
wir Rednerinnen und Redner den neu 
produzierten Pultaufsatz (Desinfek-
tionsmittel schaden dem Holz des 
Rednerpultes) und überstülpten das 
eingepackte Mikrofon mit einem fri-
schen Plastiksack. Das Rascheln nach 
jedem Rednerwechsel war unüber-
hörbar ... Mit dem ganzen Prozedere 
überlegte sich wohl das eine oder 
andere Kommissionsmitglied, ob sich 
eine Wortmeldung tatsächlich lohnen 
würde. Wer weiss, vielleicht wird diese 
Praxis wegweisend für künftige Rats-
debatten sein, um den steten Gang ans 
Rednerpult etwas zu beschneiden? 

Nun aber bin ich gespannt auf  die 
ausserordentliche Session in der «Bern-
expo» und freue mich, mein Mandat 
als Nationalrätin und Volksvertreterin 
wieder vollumfänglich ausüben zu 
können. 

Parlament muss 
handlungsfähig  
bleiben

Prisca 
Birrer-Heimo
SP, Rothenburg
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ANNO DAZUMAL
Als sich kriegsbedingt ab 1917 eine Brennstoffknappheit einstellte, begann die Kohlenausbeutung vorerst in Zell. Hin-
ter dem späteren Primarschulhaus Richtung Vogelnest und vordere Rinderweid haben zeitweise bis 100 Arbeiter im 
Tagbau mit einer täglichen Arbeitszeit von 10 Stunden mit Schaufel und Pickel mühevoll Braunkohle abgebaut. Wegen 
ihrer Körnigkeit und Schiefrigkeit bezeichnete man die Braunkohle als Schieferkohle. Am Ende des Ersten Weltkrieges 
verdrängte wieder die Steinkohle den hiesigen Brennstoff. Das Bild wurde zur Verfügung gestellt von Franz Wüest, Zell.
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Mai-Session als unnötige 
Zwängerei
Mit grossem Getöse haben SP und Grü-
ne die Einberufung einer Kantonsrats-
session am 18. Mai 2020 verlangt, ob-
wohl sich die Geschäftsleitung darauf  
verständigt hat, die Mai-Session ausfal-
len zu lassen, um dann gut geplant und 
mit mehr Corona-Wissen die Juni-Ses-
sion abzuhalten. Die Demokratie müs-
se auch in Krisenzeiten funktionieren 
und es gäbe viele dringende Geschäfte, 
wird von links argumentiert. Nach dem 
Bekanntwerden der zu behandelnden 
Geschäfte staune ich. Alle Geschäfte 
können ohne Weiteres auch noch fünf  
Wochen später, nämlich im Juni, be-
handelt werden. In «normalen Zeiten» 
würde man wohl von einer Lachnum-
mer sprechen. Die vom Volk gewählte 
Regierung agiert – abgestützt auf  die 
vom Volk genehmigte Kantonsverfas-
sung – momentan klug und unaufge-
regt. Krisen sind eben stets die Stunden 
der Exekutiven, dafür sind sie gewählt 

und auch zuständig. Die Demokratie 
funktioniert! Kommt dazu, dass der 
Kantonsrat in der derzeitigen beson-
deren Lage weder zuständig noch das 
richtige Gremium ist, allenfalls eigene 
Corona-Hilfspakete zu schnüren. Mit 
dem erzwungenen Sessionstag gerade 
mal fünf  Wochen vor der geplanten Ju-
ni-Session wird daher lediglich die Ver-
waltung für einen einzigen Tag unnötig 
beübt und viele Kantonsratsmitglieder, 
welche noch mit existenziellen Sor-
gen beschäftigt sind, müssen für nicht 
dringliche Geschäfte nun einen Tag 
aufbringen. Für die Bevölkerung ent-
steht dadurch ebenfalls kein Mehrwert. 
Man darf  also gespannt sein, ob es SP 
und Grünen wirklich um die Sache geht 
oder nicht vielmehr um Selbstprofilie-
rung.

Ludwig Peyer, 
Kantonsrat CVP, Willisau

Zentralschweizer Regierungsräte   
fordern Klarheit vom Bundesrat
TOURISMUS Die Zentral-
schweizer Volkswirtschafts-
direktoren haben sich in der 
Corona-Krise an einer Telefon-
konferenz für einen «intelligen-
ten Neustart» im Tourismus 
und in der Gastronomie aus-
gesprochen. Vom Bundesrat 
verlangten sie in einem Brief  
Klarheit im Hinblick auf  die 
bevorstehende Sommersaison.

Die Mitglieder der Zentralschweizer 
Volkswirtschaftsdirektorenkonferenz 
(ZVDK) ersuchten laut Mitteilung den 

Bundesrat in einem Brief, für den Tou-
rismus und die Gastronomie Klarheit 
und Planungssicherheit zu schaffen. 
Die Sommersaison sei für viele Be-
triebe von grosser wirtschaftlicher 
Bedeutung und unter Umständen ent-
scheidend für deren Überleben. Die 
Umsetzung der Schutzkonzepte solle in 
grosser Eigenverantwortung erfolgen 
können.

In dem Schreiben bedankt sich die 
ZVDK bei der Landesregierung für de-
ren «umsichtige Führung» in der Kri-
senbewältigung und insbesondere für 
die «gute Zusammenarbeit» mit den 
Kantonen und der Konferenz der Kan-
tonalen Volkswirtschaftsdirektoren.

Bundesrat macht Hoffnung 
Drei Bundesräte und Vertreter aus 
der Tourismusbranche haben sich 
am Sonntag in Bern zu einem Gipfel 
 getroffen. Sie diskutierten über An-
liegen und allfällige Lockerungen der 
 Corona-Massnahmen zur Sommersai-
son. 

Der Bundesrat möchte, dass die Be-
völkerung schöne und sichere Ferien 
in der Schweiz verbringen kann, sagte 
Bundespräsidentin Simonetta Somma-
ruga. So habe er den Auftrag gegeben, 
in Hinblick auf  den 11. Mai zu prüfen, 
was im Bereich Gastronomie an Öff-
nung bereits möglich sei, sagte Somma-
ruga. sda

Zusammenarbeit in einer  
Krisensituation
Immer wieder lasen und hörten wir 
in der Vergangenheit über Probleme 
und Schwierigkeiten innerhalb des 
Gemeinderates in Reiden und in Wi-
kon. Nun soll auch berichtet werden, 
wenn es gut funktioniert. In Zusam-
menhang mit der Pandemie gab es in 
den vergangenen Tagen und Wochen 
einige Entscheidungen zu fällen, sich 
auf  das Schlimmste vorzubereiten und 
wichtige Vorkehrungen zum Schutze 
der Bevölkerung zu treffen. Soweit ich 
dies beurteilen konnte, haben die Kri-
senstäbe der Gemeinden Reiden und 
Wikon dies sehr gut umgesetzt. Die 

Gemeinderäte und die Mitarbeitenden 
der Gemeindeverwaltungen haben sich 
dabei sehr umsichtig und professionell 
gezeigt. Die Zusammenarbeit mit der 
Spitex hat sehr gut funktioniert. Dafür 
haben sie aus meiner Sicht ein grosses 
Lob und Dankeschön verdient. Es ist 
beruhigend zu wissen, dass die Zusam-
menarbeit in einer Krisensituation gut 
funktioniert, auch wenn es sonst nicht 
immer einfach ist. Ein herzliches Dan-
keschön an alle.

Heidi Achermann-Schär,
Geschäftsleitung Spitex Wiggertal

Schrittweise Lockerung
PSYCHIATRIE Die Luzerner Psychia-
trie (Lups) nimmt die wegen der Co-
ronakrise teilweise eingeschränkten 
Angebote wieder in Betrieb. So sind 
nun wieder praktisch alle elektiven 
ambulanten und stationären Auf-

nahmen und Zuweisungen möglich. 
Die Besuchseinschränkungen gelten 
aber weiterhin. Der Einhaltung der 
Verhaltens- und Hygienemassnah-
men werde nach wie vor höchste Pri-
orität beigemessen. WB


